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Ltd. Stadtverwaltungsdirektor a.D. Manfred von Schaewen 
zum 70. Geburtstag

Am 19. April 2000 feierte Manfred von Schaewen seinen 70. Geburts-
tag. Bei guter Gesundheit, voller Energie und Schaffenskraft, immer
�auf Achse� und noch in vielfältiger Weise mit seinem früheren Tätig-
keitsfeld verbunden, erlebt der ehemalige Amtsleiter des Statistischen
Amts seinen Ruhestand.

In persönlicher und beruflicher Verbundenheit mit dem Menschen und
dem Statistiker Manfred von Schaewen gratulieren die ehemaligen Mit-
arbeiter und Kollegen zu seinem 70. Geburtstag. 

Von Schaewen trat als Diplom-Volkswirt am 1. April 1965 in die Diens-
te der Landeshauptstadt ein. Zuerst leitete er neun Jahre die Abteilung
Stadtforschung. Sein wichtigstes Werk aus dieser Zeit ist die Monogra-
phie �Stuttgart und die Region Mittlerer Neckar�. Das 1973 im Kohl-
hammer-Verlag erschienene, viel beachtete Buch (das er zusammen mit
Klaus Kaiser verfasste) zeigte sehr eindrucksvoll die demographischen,
sozialen und wirtschaftlichen Strukturen, Veränderungsprozesse und
Verflechtungsbeziehungen der Kernstadt Stuttgart und seiner Region
in den 60er und 70er Jahren auf. 1974 wurde Manfred von Schaewen
Nachfolger von Dr. Speerschneider in der Leitung des Statistischen Amtes, dem bis 1988 auch die Zuständigkeit für
das Zentrale Einwohnerwesen der Stadt übertragen war. 

Die Verbindung von Statistik und Meldewesen hat nicht nur sein Wirken in Stuttgart maßgeblich geprägt, ihr ver-
danken auch die im Verband Deutscher Städtestatistiker (VDSt) zusammengeschlossenen Kommunen eine Reihe
richtungsweisender Vorträge und Berichte. Ein weiterer wichtiger Beitrag war der von ihm verfasste Erfahrungsbe-
richt des Verbandes Deutscher Städtestatistiker (VDSt) in Verbindung mit dem Deutschen Städtetag (DST) zur Volks-
zählung 1987.

Das Engagement für die überörtliche Kooperation hat das ganze berufliche Leben Manfred von Schaewens geprägt.
Er setzte sich für die landeseinheitlichen Verfahren im Meldewesen und in der Kommunalstatistik Baden-Württem-
bergs ein. Im Verband Deutscher Städtestatistiker (VDSt) übernahm er vor 14 Jahren das so zentrale Amt des Schatz-
meisters und hat in dieser Form im engeren Vorstand des Verbandes die Geschicke der deutschen Städtestatistik in
den 1980er Jahren wesentlich mitbestimmt.

Nicht zuletzt gehörte von Schaewen zu den Wegbereitern der Idee der automatisierten Informationsverarbeitung in
der Kommunalstatistik zu Beginn der 1980er Jahre (PENTA-Projekt). Von Schaewen war einer der Gründer des KO-
SIS-Verbundes, einem Zusammenschluss der Kommunen und regionalen Rechenzentren zur gemeinschaftlichen Ent-
wicklung Kommunaler Statistischer Informationssysteme.

Dieses Wirken für die Kommunalstatistik insgesamt brachte zahlreiche überörtliche Verpflichtungen mit sich. Ge-
nannt seien nur die Vertretung der kommunalen Spitzenverbände im Fachausschuss Bevölkerungsstatistik beim Sta-
tistischen Bundesamt, die Mitwirkung im Arbeitskreis Volkszählung von Bund, Länder, Kommunen und der stellver-
tretende Vorsitz im Statistischen  Ausschuss des Deutschen Städtetags.

Besonderes Interesse brachte von Schaewen stets den Wahlen entgegen, in ihren wahlforscherischen Fragestellun-
gen ebenso wie in ihren organisatorischen Aspekten. Unter von Schaewens Ägide waren im Statistischen Amt weit
über 20 verschiedene Wahlen vorzubereiten und durchzuführen. Dank seinem Sinn für eine zielorientierte Organi-
sation und seiner Aufgeschlossenheit gegenüber technischen Neuerungen wurde frühzeitig und konsequent der
Ausbau der Datenverarbeitungsunterstützung der Wahlaufgaben forciert, ohne die heute zum Beispiel das immens
gestiegene Briefwahlaufkommen nicht mehr zu bewältigen und ohne die auch ein umfassender Bürgerservice nicht
möglich wäre. Auf von Schaewens Initiative hin wurde die sehr zeitaufwendige, komplizierte und anfangs weitge-
hend manuelle Stimmenauszählung bei Gemeinderatswahlen ständig verbessert und dem neuesten Stand der Tech-
nik angepasst.

Manfred von Schaewen verließ im Alter von 62 Jahren nach 27 Dienstjahren den aktiven Dienst der Landeshaupt-
stadt. Er hat das Statistische Amt an der Schwelle zu seinem 100jährigen Bestehen auf den Weg zu einem fachlich
anerkannten, modernen Dienstleistungsbetrieb gebracht.

Eberhard Frank



Qualifizierter Städtevergleich - Herausforderung für
die Städtestatistik

Die Städtestatistik hat ihre Anstrengungen massiv ver-
stärkt, ihre politische Relevanz aufzuzeigen und ins Be-
wusstsein zu rücken. Voraussetzung und Ausgangspunkt
hierfür ist insbesondere die Zusammenarbeit der städtesta-
tistischen Ämter. Politik orientiert sich auch an quantitati-
ven Zielen; Einordnung und Bewertung wird durch Ver-
gleich möglich, der freilich an nationalen Grenzen nicht Halt
macht. Deshalb vollziehen sich städtestatistische Arbeiten
zunehmend  auch im internationalen Rahmen. Die Wahr-
nehmung dieser neuen Aufgaben durch die Städtestatistik
leitet sich zwingend aus ihrer fachlichen Kompetenz ab, die
sich in der Bereitstellung und Sicherung der Qualität der sta-
tistischen Information zeigt.

Zentrale Qualitätskriterien der Statistik sind

- die anwendungsspezifische Relevanz der bereitgestellten
Daten,

- die Treffsicherheit der Informationen, das heißt ihre Pro-
blemnähe in sachlicher, räumlicher und zeitlicher Hinsicht,

- die Aussagekraft der Informationen, die maßgeblich von
der Vergleichbarkeit der zugrunde liegenden Daten ab-
hängt, und

- die Sicherheit und Zuverlässigkeit der Informationen auf-
grund ausreichender Datenbeschreibung und sicherer
Quellen.

Die städtestatistischen Ämter haben eine gute Chance, sich
in der Konkurrenz mit privaten und mit anderen halböf-
fentlichen und öffentlichen Anbietern zu behaupten. Vor-
aussetzung ist, dass sie sich neben der Datenbereitstellung
auf die zentrale Aufgabe der Qualitätssicherung besinnen,
und wenn sie ihre Aktivitäten darauf hin ausrichten.

Entsprechende Bemühungen der Städtestatistik treffen auf
einen wachsenden und zunehmend politisch begründeten
Bedarf, denn städtevergleichende Führungsinformationen
werden auf allen Ebenen der Politik benötigt und nachge-
fragt.

Beispiele für solche Forderungen und realisierte Städtever-
gleich sind u. a.

- das Urban Observatory des UN Centre for Human Settle-
ments (Habitat),

- die Urban Statistics Data Base (USD) von EUROSTAT,
- der Indikatorenkatalog zur Raumbeobachtung des Bun-

desamts für Bauwesen und Raumordnung (BBR) und Re-
giostat der Statistischen Landesämter,

- der Forderungskatalog der Konferenz der Stadtentwick-

lungsplaner,
- der Indikatorenkatalog für die Lokale Agenda 21,
- der Indikatorenkatalog des Urban Audit.

Auf diese wachsenden politischen Anforderungen hat die
Städtestatistik mit Unterstützung des Deutschen Städteta-
ges bereits konstruktiv reagiert:

- Mit Blick auf die im städtischen Interesse liegenden An-
forderungen der EU-Kommission   hat sich die KOSIS-Ge-
meinschaft bei Urban Audit deutlich mehr engagiert, als
es für einen reinen Datenlieferanten notwendig gewesen
wäre. So ist es gelungen, der Forderung nach einer künf-
tig unmittelbaren Beteiligung der Städte als Projektpart-
ner (und nicht nur als Beobachtungsobjekte) Gehör zu
verschaffen.

- EUROSTAT hat zur jährlichen Beratung der nationalen Sta-
tistischen Ämter auch die Vertreter der deutschen und der
finnischen Städte eingeladen und Gelegenheit zum Vor-
trag ihrer Vorstellungen gegeben.

- Mit den Vertretern des Statistischen Bundesamtes und der
Statistischen Landesämter in diesem Kreis konnte eine ge-
meinsame Stellungnahme zum Projekt eines städtestati-
stischen Indikatorenkataloges (Anite) abgegeben wer-
den.

- Unter der Moderation des BBR wurde ein Projektvorschlag
zur Schaffung einer durchgängigen Datenbasis vom
Stadtteil bis zur Region in einem Netzwerk Stadt- und Re-
gionalstatistik erarbeitet, der nun dem Statistischen Aus-
schuss des Deutschen Städtetags und der Konferenz der
Amtsleiter der Statistischen Ämter des Bundes und der
Länder zur Zustimmung vorliegt. Dieses Vorhaben schließt
auch an die Innerstädtische Raumbeobachtung (IRB) an
und wird mit der Vermarktungsorganisation der KOSTAT-
DST GmbH zu verknüpfen sein.

- Vor allem wurde die grundlegende Modernisierung städ-
tevergleichender Datensammlung und Datenangebote
im Projekt �interkommunale statistische Datenbasis�
(ICOSTAT) beschlossen.

Im Hinblick auf all diese zielführenden Aktivitäten hat die
KOSIS-Gemeinschaft Urban Audit nicht nur Daten an Brüs-
sel abgeliefert, sondern diese Daten auch selbst zur weite-
ren Verwendung im Rahmen des städtevergleichenden Da-
tenangebotes erfasst. Bedeutsam ist in diesem Zusam-
menhang auch die arbeitsteilige Organisation in der KOSIS-
Gemeinschaft gewesen, die sich in der angestrebten Orga-
nisation des ICOSTAT-Projektes wieder findet, mit dem der
Städtevergleich im Statistischen Jahrbuch Deutscher Ge-
meinden und in der Vergleichenden Großstadtstatistik
durch inhaltlichen und technischen Umbau zu einem mo-
dernen städtevergleichenden statistischen Informations-
system gewandelt werden soll.

Kurzbeiträge
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Urban Audit und weitere Ansätze zur international vergleichenden Städtestatistik



Organisation des Urban Audit

Die für die europäische Regionalpolitik zuständige Gene-
raldirektion Regio hat auf der Basis verschiedener Vorar-
beiten 1998 einen Dienstleistungsauftrag an das belgisch-
britische Konsortium ERECO/ECOTEC erteilt, innerhalb von
12 Monaten einen auf Indikatoren zur Lebensqualität ba-
sierenden Vergleich von 58 ausgewählten europäischen
Großstädten (vgl. Übersicht 3) durchzuführen und dafür ei-
ne entsprechende Datenbank aufzubauen. Ein Netz von na-
tionalen Korres-pondenten sollte die Daten in den beteilig-
ten Städten einsammeln. Die amtliche Statistik war an dem
Pilotvorhaben nicht beteiligt. In Deutschland war das Deut-
sches Institut für Urbanistik der beauftragte Korrespondent,
das seinerseits den KOSIS-Verbund in die Abwicklung ein-
schaltete. Die beteiligten Städte bildeten eine KOSIS-Ge-
meinschaft, die von der Stadt Nürnberg betreut wurde und
mit dem Deutsches Institut für Urbanistik einen Kooperati-
onsvertrag abgeschlossen hat.

Die komplizierte Organisation des Projekts zeigt folgendes
Schaubild (vgl. Übersicht 1), das auch verdeutlicht, dass zwi-

schen den Städten und der EU-Kommission keine direkten
Vertragsbeziehungen bestanden. Dies muss bei der Fort-
setzung des Projektes geändert werden.

Folgende deut-
schen Städte wurden von der EU-Kommission ausgewählt
und  waren beteiligt:

Berlin Köln
Dresden Leipzig
Essen München
Frankfurt Nürnberg
Hamburg Stuttgart

Von allen Städten wurden auch Daten für Stadtteile abge-
fragt, und bei Frankfurt und Stuttgart auch solche für das
verdichtete Umland. Während die Abgrenzung der Stadt-
teile den Städten überlassen blieb, wurde für die Region ei-
ne an der Siedlungsdichte festgemachte Abgrenzung fest
vorgegeben. Diese am Kriterium Siedlungsdichte ausge-
richtete räumliche Abgrenzung sorgte für Konflikte mit ei-
nigen betroffenen Städten, die übereinstimmend auf funk-
tionale Abgrenzung drängten.
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Übersicht 1
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Erwartete Ergebnisse des Pilotprojekts Urban Audit

Die in den Ausschreibungsspezifikationen geforderten Er-
gebnisse sind:

- ein Audit je Stadt,
- ein vergleichender Abschnitt, in dem alle Städte für die

einzelnen Indikatoren  zueinander in Beziehung gebracht
werden,

- ein Städteaudit-Handbuch, das den Städten im Anschluss
zur Verfügung gestellt werden kann.

Öffentlich verfügbar sollen folgende Produkte sein:

- Das Jahrbuch - eine komprimierte Analyse, stadtbezoge-
ne Zusammenfassungen und Vergleichstabellen in Eng-
lisch und Französisch.

- Das Handbuch - ein Leitfaden für die Städte, die derzeit
und in Zukunft am Urban Audit teilnehmen. Es enthält Lis-
ten mit den verwendeten Datenquellen in Englisch und
Französisch.

- Die Website - mit weiteren detaillierten Ergebnissen be-
zogen auf Stadt, größere Gebietseinheit und Stadtteil.
Karten zur Landnutzung und Bevölkerungsdichte; eine Bi-

bliographie mit Anmerkungen, Möglichkeit zum Herun-
terladen des Jahrbuchs und des Handbuchs sowie Hyper-
links zu vielen anderen Sites.

Weiter will die Kommission bereitstellen:

- Eine Städteübersicht der Ergebnisse.
- Ergebnisse von Interviewererhebungen der persönlichen

Sicht.
- Eine Übersicht über die (berücksichtigten und nicht

berücksichtigten) Indikatoren.
- Ergebnisse der Machbarkeitsstudie zur Datenverfügbar-

keit für die berücksichtigten Indikatoren.
- Eine Datenbank, auf deren Inhalt zugegriffen werden

kann.
- Das Arbeitsprogramm mit Empfehlungen für die Kom-

mission.

Weiteres Vorgehen

Die Kommission stellt die Ergebnisse des Urban Audit ab
Frühsommer 2000 bereit. Sie können dann im Internet be-
nutzt werden (vgl. Übersicht 2).
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Übersicht 2: Internet-Startseite des Urban Audit-Projektes



Eine Auftaktveranstaltung für die �zweite Runde� des Ur-
ban Audit in der die Arbeiten fortgeführt werden sollen, die
ursprünglich in diesem Zusammenhang geplant waren,
wird voraussichtlich im September stattfinden.

Die Städtestatistik muss diese Zeit nutzen und bis zur Som-
merpause ihre Vorstellungen zu den anstehenden Projek-
ten, einschließlich des Urban Audit, präzisieren, Projekt-
schritte planen und Schritte zu ihrer Realisierung unter-
nehmen. Es empfiehlt sich, die entsprechenden Bemühun-
gen zwischen den anstehenden Projekten zu bündeln. Da-
nach bietet sich folgende Gruppierung der anstehenden
Aufgaben an:

- Erstens, die Bildung fachlicher Gruppen zur Bestimmung
der Datenkataloge, Klärung der Datenquellen und Festle-
gung der Definitionen. Bei letzterem kann u. a. auf den
Definitionenkatalog der Bundesstatistik, auf die Arbeiten

des BBR und auf die Ansätze im Anite-Projekt von 
EUROSTAT zurückgegriffen werden.

- Zweitens müssen parallel dazu die Indikatoren festgelegt
werden, für die die Basisdaten bereitgestellt werden sol-
len. Ansatzpunkte hierfür sind neben Urban Audit die In-
dikatoren des Urban Observatory, des Anite Projekt, der
OECD, der europäischen Umweltagentur, der Raumbe-
obachtung des BBR, der Konferenz der Stadtentwick-
lungsplaner und der Lokalen Agenda 21.

- Drittens schließlich sollte sich eine Gruppe mit geeigne-
ten regionalen Abgrenzungen auseinander setzen und
dabei auch die Bemühungen in anderen europäischen
Ländern berücksichtigen.

Die deutsche Städtestatistik hat hier nicht nur eine fachli-
che, sondern auch eine wichtige Koordinations- und Inte-
grationsaufgabe zu leisten, bei der sie auf die Unterstüt-
zung des DST zählen kann.
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Übersicht 3: Internet-Seite mit der geographischen Verteilung der 58 Auswahlstädte



Im Jahre 1997 hat die Generaldirektion XVI der Europäi-
schen Kommission das Projekt �Urban Audit� ins Leben ge-
rufen. Die Generaldirektion will damit einen Beitrag zur sta-
tistischen Messung der Lebensqualität im europäischen
Großstadtvergleich leisten. 58 europäische Städte haben
sich an dem Projekt beteiligt. In Deutschland wurden zehn
deutsche Städte für das Städte-Audit ausgewählt: Neben
Stuttgart sind dies Berlin, Hamburg, Essen, Frankfurt/M.,
Köln, Leipzig, Dresden, München sowie Nürnberg.

In einem weit gefächerten Datenkatalog stehen an vorder-
ster Stelle Informationen zur Bevölkerungsstruktur und zu
den Haushalten. Der folgende Beitrag befasst sich mit dem
Altersaufbau der Bevölkerung in den zehn deutschen Ver-
gleichsstädten.

Der Altersaufbau der Bevölkerung ist ein zentrales Struk-
turmerkmal. Direkt vom Alter ableitbar sind zahlreiche
Grundbedürfnisse und Aktionsfelder der Menschen und so-
mit der Bedarf an öffentlicher wie privater Infrastruktur. 

Aktuelle Alterspyramiden der Bevölkerung in Deutschland
zeigen eine stark gegliederte, unausgewogene Struktur.
Zwei Weltkriege haben noch immer erkennbare Spuren
hinterlassen. Personen im Rentenalter sind heute zu zwei
Dritteln weiblich - die Männer sind aufgrund geringerer Le-
benserwartung entweder bereits gestorben oder zum über-
wiegenden Teil im Krieg umgekommen. Andererseits prä-
gen wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen die
Einstellung zum Kind. Die Jahre nach den Weltkriegen oder
während wirtschaftlicher Krisenzeiten zeigen deutliche Ge-
burtenausfälle. Aufgrund der Möglichkeiten, die die mo-
derne Medizin bietet, wird in jüngerer Zeit beim Nachwuchs
nichts mehr dem Zufall überlassen. Im Vergleich zur Zahl
der Kinder zu Beginn der 60er Jahren hat sich das Gebur-
tenaufkommen deutlich reduziert - in Stuttgart fast hal-
biert. Seit Mitte der 70er Jahre stagniert hier die Zahl der
Kinder bei 5000 pro Jahr, sieht man von einem �Mini-Ge-
burtenboom� zu Beginn der 90er Jahre ab, der sich als Se-
kundärberg der geburtenstarken Jahrgänge der 60er Jah-
re abhebt. Die Kennziffer �Zusammengefasste Geburten-
ziffer�, die das generative Verhalten sehr neutral wieder-
gibt, liegt bei Deutschen seit etwa 1975 zwischen 1,1 und
1,2 Kindern je Frau. Selbst Ausländer bleiben deutlich un-
ter zwei Kindern je Frau, die nötig wären, die Bevölkerung
zu reproduzieren. 

Abbildung 1 zeigt den Stuttgarter Altersaufbau von 1974
und 1999 im Vergleich. Zwischen beiden Zeitständen liegt
etwa ein Generationenabstand. Die Einwohnerzahl Stutt-
garts ist in diesem Zeitraum um zehn Prozent, von 614 700
auf 551 000, gesunken. Die Pyramide macht deutlich, wel-
che Altersgruppen dieser Verlust besonders getroffen hat.
Die Geburtenausfälle haben heute im unteren Bereich der
Pyramide deutlich schwächer besetzten Jahrgänge zur Fol-

ge als Mitte der 70er Jahre. Der �Pillenknick�, der - auf-
grund der Geburtenzahlen - 1999 eigentlich bei den 25-
Jährigen liegen müsste, ist in Stuttgart durch Zuwanderung
überformt. 

Die Altersstruktur einer Stadt hängt demnach nicht nur von
Geburten und Sterbefällen ab, sondern wird im entschei-
denden Maß auch von Strukturveränderungen durch Wan-
derungen geprägt. In Städten mit attraktivem Ausbil-
dungsangebot verschleiern Wanderungsgewinne von Aus-
zubildenden und Studierenden das Ausmaß des Geburten-
rückgangs und drücken den �Pillenknick�. In Stuttgart
scheint er etwa bei den 17-Jährigen zu verharren; lediglich
der Gipfel der geburtenstarken Jahrgänge altert, mit leich-
ter Verzögerung, erwartungsgemäß. Im Vergleich können
deshalb in der Altersgruppe der 16- bis unter 25-jährigen
unterschiedliche Entwicklungen in den am Audit beteilig-
ten Städte erwartet werden.

Attraktive Ausbildungsangebote bieten demnach gute Vor-
aussetzungen junge Menschen in die Städte zu holen und
so die Altersstruktur zu verbessern. Doch spätestens in der
Phase der Familiengründung zeigt sich, ob die Städte den
Standortvorteil nutzen und die jungen Familien in ihren
Mauern halten können. Stuttgart weist für Personen ab 30
Jahren eine negative Wanderungsbilanz auf. Ein Großteil
der Wanderungsgewinne, der auf der positiven Bilanz der
20- bis 30-jährigen beruht, geht somit wieder verloren. Da
auch für Kinder bis zum Einschulungsalter eine negative Bi-
lanz zu beobachten ist, kann geschlossen werden, dass die
Stadt vor allem junge Familien verliert. Dies hat die Stutt-
garter Wegzugsmotivbefragung von 1997 bestätigt.

Ziel der meisten Wegziehenden ist das Umland. In Stuttgart
haben etwa die Hälfte aller Wegzüge in das Inland die an-
grenzenden Landkreise als Ziel. In Städten, die in den 70er
Jahren kräftig eingemeindet haben, müsste der anteils-
mäßige Verlust geringer ausfallen. Wie Stuttgart im über-
regionalen Vergleich dasteht, wird die Analyse der Alters-
gruppe �Kinder unter 6 Jahren� in Verbindung mit den El-
tern zeigen. Die Altersgruppe dieser Eltern ist im Audit al-
lerdings nicht optimal wieder zu finden. Aus Stuttgarter
Sicht müsste es die Gruppe zwischen 30 und 40 Jahren sein
- zur Auswahl stehen aber nur 25- bis 34-jährige oder 35-
bis 44-jährige. Beide Altersgruppen werden darüber hinaus
vom alternierenden Durchaltern geburtenstarker und ge-
burtenschwacher Jahrgänge stark überformt. Allein auf der
Basis des verfügbaren Datenmaterials ist es deshalb ge-
wagt, Aussagen zu den Städten vom Entwicklungsgang der
Elterngeneration abzuleiten. Stellvertretend sollen deshalb
nur die unter 6-jährigen betrachtet werden.

Ein weiterer Eingriff in den Altersaufbau einer Stadt erfolgt
im Zusammenhang mit dem Eintritt in das Rentenalter. In
der Altersgruppe der 55- bis 65-jährigen steigen die Wan-
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derungsverluste wieder an. Ein Teil der Einwohner, die aus
dem Erwerbsleben ausscheiden, kehren der Stadt den
Rücken und verlegen ihren Wohnsitz in den ländlichen
Raum. In Großstädten ist der Anteil der Menschen im Ren-
tenalter dennoch oft höher als im ländlichen Raum. Für die
vergleichende Analyse der beteiligten Städte wird die Al-
tersgruppe der 75 Jahre oder älteren ausgewählt. Diese oft
als �alte Alte� bezeichnete Bevölkerungsgruppe gewinnt
infolge der steigenden Lebenserwartung für Versorgungs-
träger zunehmend an Bedeutung. Die Interpretation ver-
schiedener Zeitstände erschweren die Geburtenausfälle
des Ersten Weltkrieges. In Stuttgart ist der vorübergehen-
de Rückgang der Zahl der Einwohner im Alter von 75 Jah-
ren oder mehr von 48 300 im Jahr 1990 auf 42 800 im Jahr
1994 hauptsächlich darauf zurückzuführen. Inzwischen ist
die Zahl schon wieder auf 44 000 Personen gestiegen.

Vergleiche zwischen den Großstädten

Im Durchschnitt der im Audit vertretenen Städte stagniert
die Entwicklung der Einwohner insgesamt von 1981 auf
1991 und sinkt von 1991 bis 1996 geringfügig. Stuttgart

liegt mit seiner Entwicklung nahe am Durchschnitt. Im Ent-
wicklungsgang unterscheiden sich westdeutsche Groß-
städte deutlich von ostdeutschen. Leipzig und Dresden
müssen kräftige Einwohnerverluste hinnehmen. Essen
weist als einzige westdeutsche Stadt eine tendenziell den
ostdeutschen Städten ähnliche Entwicklung auf, verliert
aber nur etwa sieben Prozent seiner Einwohner. Berlin,
Frankfurt/M. und München können dagegen eine steigen-
de Einwohnerzahl verbuchen. In Hamburg, Köln und Nürn-
berg gibt es keine nennenswerten Veränderungen im Ver-
gleich 1981 zu 1996. 

Auch die Verteilung der Einwohner nach Geschlecht ist bei
weitem nicht einheitlich. Deutliche Unterschiede sind hier
vor allem bei der Betrachtung einzelner Altersgruppen her-
auszuarbeiten. In unserem Bewusstsein hat sich festgesetzt,
dass der Anteil der Frauen höher ist. Dies stimmt zwar, ist
aber nur auf den oben schon erläuterten Überhang bei den
Kriegerwitwen zurückzuführen. In der Altersgruppe ab 65
Jahren stellen Frauen zwei von drei Einwohnern; in Berlin
übersteigt ihr Anteil sogar die 70 Prozentmarke, Stuttgart
und München bleiben knapp unter dem Durchschnitt. 
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Unter 65 Jahren sind Frauen mit einem Anteil von 49 Pro-
zent dagegen schon in der Minderzahl. Noch deutlicher
werden die Unterschiede im Heiratsalter - hier die Alters-
gruppe 25 bis unter 35 Jahre (Abbildung 2). Nur in Frank-
furt gibt es mit 54 Prozent mehr Frauen als Männer. Im
Durchschnitt erreichen die Frauen in dieser Altersgruppe
nur einen Anteil von 48,6 Prozent. Hamburg, Köln und Es-
sen liegen knapp über dem Durchschnitt, Berlin, Nürnberg,
Stuttgart und München knapp darunter. In den beiden ost-
deutschen Städten liegt der Anteil mehr als 2 Prozent-
punkte unter dem Durchschnitt. Dort müssen sich Männer
anstrengen, eine Partnerin in ihrer Altersgruppe zu finden. 

Die Kennziffer �Alterslastquote�, die die Relation der Per-
sonen im Rentenalter zu den erwerbsfähigen Personen be-
schreibt, ermöglicht statistische Vergleiche im Zeitablauf
und zwischen den beteiligten Großstädten. Personen im
Rentenalter sind definitionsgemäß �65 Jahre oder ältere�,
Personen im erwerbsfähigen Alter die �15- bis unter 65-
jährigene�. Aus der vorliegende Altersgruppierung können
die Personen im Rentenalter direkt abgeleitet werden, für
die Personen im erwerbsfähigen Alter werden die �16- bis
unter 65-jährigen� verarbeitet.

Im Durchschnitt der im Audit vertretenen Großstädte müs-
sen 1996 100 Erwerbsfähige 24 Personen im Rentenalter
versorgen. Entgegen der Erwartung liegt der aktuelle Wert
unter dem Wert von 1981 (26) aber schon wieder leicht
über dem Wert von 1991 (23). Diesen scheinbaren Wider-

spruch klärt ein Blick auf die Alterspyramide. Beim Durch-
altern der vier geburtenschwachen Jahrgänge des Ersten
Weltkriegs sinkt die Besatzzahl der betrachteten Alters-
gruppe deutlich und steigt dann wieder an. Da dies Phä-
nomen aber für alle betrachteten Städte gilt, kann es hier
vernachlässigt werden, wenn keine falschen Schlüsse da-
von abgeleitet werden. Infolge der demografischen Gege-
benheiten ist grundsätzlich davon auszugehen, dass eine
weiter sinkende Zahl von Personen im erwerbsfähigen Al-
ter eine weiter steigende Zahl von Personen im Rentenal-
ter versorgen muss.

Abbildung 3 zeigt die Alterslastquoten für die am Audit be-
teiligten Städte im Zeitvergleich. Zwischen den einzelnen
Städten gibt es große Unterschiede bei der Relation Rent-
ner zu Erwerbsfähigen und im Entwicklungsgang. Mit 30
von 100 Erwerbsfähigen zu versorgenden Ruheständlern ist
1996 die �Alterslast� in Essen mit sechs Punkten über dem
Durchschnitt, am höchsten. Nürnberg folgt mit drei Punk-
ten über dem Durchschnitt. Knapp über dem Durchschnitt
liegen Hamburg, Leipzig, Dresden und Stuttgart. Bessere
Werte weisen Köln und München auf, die mit 21 zu Ver-
sorgenden deutlich unter dem Durchschnitt bleiben. Den
niedrigsten Wert und die beste Entwicklung weist die neue
Bundeshauptstadt Berlin auf. 1996 sind dort knapp 20 Per-
sonen im Rentenalter von 100 Erwerbsfähigen zu versor-
gen. 1981 hatte Berlin mit 29 zu 100 noch die schlechtes-
te Relation aufzuweisen.
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Betrachtung ausgewählter Altersgruppen 

In der Altersgruppe der 16- bis unter 25-jährigen, der Al-
tersgruppe, die die Ausbildungseinrichtungen in den Städ-
ten in Anspruch nimmt und für eine positive Wanderungs-
bilanz sorgt, liegt aktuell Dresden, mit einem Anteil von
über 11 Prozent an den Einwohnern insgesamt, deutlich an

der Spitze (Abbildung 4). Dahinter liegt ein Feld von fünf
Städten mit durchschnittlichen Anteilswerten von knapp
unter 10 Prozent, das von Stuttgart und Köln angeführt
wird. Nürnberg und Hamburg bleiben leicht hinter dieser
Gruppe zurück, liegen aber ebenfalls noch über der 9-Pro-
zent-Marke, während Frankfurt und Essen unter einem An-
teil von neun Prozent bleiben.
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Im Vergleich zu 1981 hat sich der Anteil dieser Altersgrup-
pe an allen Einwohnern um etwa vier Prozentpunkte ver-
ringert. Köln weist mit 5,1 Prozentpunkten den stärksten
Rückgang auf und verliert seinen Spitzenplatz. Stuttgart
und Essen waren 1981 mit über 14 Prozent unter den Spit-
zenreitern. Den zweiten Platz konnte jedoch nur Stuttgart
verteidigen - Essen ist auf den letzten Platz zurückgefallen.
Den geringsten Rückgang weist Dresden auf. 1981 hat es
mit Berlin und Nürnberg noch die letzten Plätze belegt.
Dresden ist darüber hinaus die einzige Großstadt im Audit,
die den Anteil dieser Altersgruppe von 1991 auf 1996 stei-
gern kann. 

Die überregionale Attraktivität kann bei den westdeutschen
Großstädten besonders aus dem oben erläuterten Auffüll-
effekt der vom �Pillenknick� betroffenen Altersjahre aus
der Entwicklung 1991 zu 1996 abgeleitet werden. Hier
weist neben Berlin Frankfurt den geringsten Rückgang auf.
Berlin profitiert in dieser Altersgruppe allerdings etwas vom
Strukturunterschied zu Ostberlin und Ostdeutschland, wo
der Geburtenrückgang der 70er Jahre deutlich geringer
ausgefallen ist. Die anderen Städte liegen alle dicht beiein-
ander und werden von München angeführt. Stuttgart lan-
det vor Nürnberg auf dem vorletzten Platz. 

Der Anteil der Kinder unter 6 Jahren (Abbildung 5) an den
Einwohnern insgesamt erreicht 1996 im Durchschnitt der
ausgewählten Städte 5,2 Prozent. In Deutschland insge-
samt liegt der Anteil dieser Altersgruppe mit 5,9 Prozent
erwartungsgemäß etwas darüber. Die beiden ostdeutschen
Städte bleiben wegen des seit Beginn der 90er Jahre dra-

matisch gesunkenen Geburtenaufkommens, mit etwa 3,3
Prozent, weit unter dem Durchschnitt. Berlin liegt 1996 als
einzige Stadt über dem Bundesdurchschnitt und führt mit
einem Anteil von 6,2 Prozent die Vergleichsgruppe an. Ei-
nerseits scheint Berlin für Familien attraktiv zu sein, was
auch der überdurchschnittliche Anteil der Altergruppe der
35- bis 44-jährigen stützt, andererseits tragen sicher auch
die zahlreichen türkischen Familien mit ihrem überdurch-
schnittlichen Geburtenaufkommen, zu dieser Führungspo-
sition bei. 

Im Vergleich zu 1991 ist 1996 in allen Vergleichsstädten der
Anteil der unter 6-jährigen an den Einwohnern gesunken.
Berlin, das 1991 wie 1996 den höchsten Anteil der Alters-
gruppe aufweist, muss, nach den ostdeutschen Städten,
den kräftigsten Rückgang hinnehmen. Unter den west-
deutschen Städten sinkt der Anteil der Kinder unter sechs
Jahren in Köln und Essen am stärksten.

7,4 Prozent der Menschen in Großstädten sind 1996 75
Jahre alt oder älter (Abbildung 6). Im Vergleich zu ganz
Deutschland (6,2 %) ist der Anteil älterer Menschen in
Großstädten höher. Die Stadt Köln erreicht im Städtever-
gleich mit 6,4 Prozent den günstigsten Anteil; dieser für
Großstädte günstige Wert ist im Vergleich zum Bund aller-
dings nur guter Durchschnitt. Den höchsten Altenanteil der
Vergleichsgruppe weist Essen auf. Mit 8,2 Prozent wird der
Bundesdurchschnitt um zwei Prozentpunkte übertroffen,
der Durchschnitt der im Audit vertretenen Städte noch fast
um einen Prozentpunkt. Einen überdurchschnittlichen An-
teil erreichen hochbetagte Menschen auch noch in den
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Städten Nürnberg, Stuttgart und Hamburg. Berlin und
München schneiden hinsichtlich der �alten Alten� etwas
besser ab. Berlin hat seit 1981 regelrecht eine Verjün-
gungskur durchlaufen. 1981 hatte es den höchsten Anteil
sehr alter Menschen, der mit einem Anteil von 8,2 Prozent
um einen Prozentpunkt über dem Durchschnitt der Ver-
gleichsstädte lag, 1991 ist der Anteil auf 7,5 Prozent ge-
sunken, während er in den Vergleichstädten gestiegen ist.
1996 ist der Anteil der Menschen ab 75 Jahren dann in al-
len Großstädten wieder gesunken - in Berlin am stärksten.

Fazit: Der Versuch, mit dem Projekt Urban Audit der Eu-
ropäischen Kommission einen europäischen Städtever-
gleich zu initiieren, ist grundsätzlich positiv zu bewerten.
Mit der fortschreitenden Europäisierung unseres Lebens

genügt es auf Dauer nicht, ausschließlich nationale Städ-
tevergleiche anzustellen. Wenn man Auskunft darüber will,
was die eigene Stadt mit allen anderen oder bestimmten
Städten gemeinsam hat, was sie an Besonderheiten auf-
weisen, muss man in einer zusammenwachsenden Eu-
ropäischen Union verstärkt den Blick über die Landesgren-
zen hinweg richten. Eine Etablierung des Vergleichssystems
ist also wünschenswert; die aktuellen Erfahrungen zeigen
aber, dass solche Vorhaben nicht am �grünen Tisch� im fer-
nen Brüssel erfolgen kann; wenn Vergleiche aus statistisch-
methodischer Sicht vergleichbare Daten liefern sollen, müs-
sen nationale Experten in den Städten ebenso wie das Eu-
ropäische Statistikamt (Eurostat) in Straßburg sehr viel
mehr integriert und ihr Rat gehört werden.
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Seit 1890 erscheint das Statistische Jahrbuch Deutscher Ge-
meinden. Es entstand als eine Initiative der Leiter der Sta-
tistischen Ämter der Großstädte, die die Herausgabe eines
gemeinsamen Jahrbuches beschlossen und verwirklichten.
Diese Vereinbarung erwies sich als überaus tragfähig, denn
auch heute noch ist das Jahrbuch ein Produkt der Städte
und ihrer Statistischen Ämter.

Im Jahre 1927 wurde die Veröffent-
lichung vom Verband Deutscher
Städtestatistiker übernommen. Seit
1928 wird das Statistische Jahrbuch
Deutscher Gemeinden vom Deut-
schen Städtetag in nahezu unver-
änderter Form herausgegeben,
nach kriegsbedingter Unterbre-
chung jährlich seit 1949.

In den mehr als 100 Jahren seines
Erscheinens ist das Jahrbuch zu ei-
ner der aktuellsten und umfas-
sendsten städtevergleichenden Da-
tensammlungen geworden. Es ist
auch heute noch ein unverzichtba-
res Nachschlagewerk für Verwal-
tungen, Ratsfraktionen, Parteien,
öffentliche Bibliotheken, Wirtschaft
und Wissenschaft.

Spürbar in den letzten Jahren ist
aber auch geworden, dass jährlich erscheinende Daten-
sammlungen in Buchform zunehmend die Informationsan-
forderungen nicht mehr ausreichend abdecken können. In-
haltliche Verbesserungen des Jahrbuches sind daher drin-
gend erforderlich. Ausgehend vom Bedarf an Führungs-
und Steuerungsinformationen muss die bisherige Daten-
basis überprüft, angepasst und ergänzt werden. Sie ist fer-
ner zu stadtsteuerungsrelevanten Kennziffern zu verdich-
ten. 

Die Nachfrage nach städtevergleichenden Daten ist ab-
hängig von den jeweiligen Nutzerinteressen und unterliegt
damit einem ständigen Wandel. Hinzu gekommen ist in den
letzten Jahren ein zunehmendes Interesse seitens der eu-
ropäischen Verwaltung und anderer Institutionen, städte-
statistische Daten - wie zum Beispiel in dem EU-Projekt �Ur-
ban Audit� - auch international zu vergleichen.

Die wohl gravierendste Veränderung resultiert jedoch aus
der rasanten Entwicklung der luK-Technik, und zwar so-
wohl auf der Seite der Produzenten als auch auf seiten der
Nutzer städtestatistischer Daten. Internet, Intranet oder Ex-
tranet eröffnen neue Möglichkeiten der Datenerhebung, 
-sammlung und -aufbereitung sowie der Produktion -

gleichsam als �elektronische Ergänzung� der bewährten
Buchform - und der optimalen Nutzung der verfügbaren
Daten.

Ausgehend von der dringend erforderlichen Neuausrich-
tung des Statistischen Jahrbuches Deutscher Gemeinden

haben der Deutsche Städtetag, der
KOSIS-Verbund und der Verband
Deutscher Städtestatistiker das
Konzept für ein Interkommunales
Data Warehouse - ICOSTAT - ent-
wickelt. Ziel ist es, eine gemeinsa-
me Statistik-Datenbank der Städte
mit städtevergleichenden Daten für
die Gesamtstadt und später auch
für die Region unter dem Dach des
Deutschen Städtetages aufzubau-
en und fortzuführen. Aus dieser
Datenbank sollen künftig auch die
Veröffentlichungen des Deutschen
Städtetages gespeist werden. Aus
der über das Internet zugänglichen
Datenbasis sollen die Nutzer belie-
bige Daten auswählen und später
auch Zeitreihen abrufen können.

Der Statistische Ausschuss des
Deutschen Städtetages hat den
Verband Deutscher Städtestatisti-
ker beauftragt, die inhaltliche Ar-

beit zu organisieren, damit künftig die einzelnen Daten-
und Informationsbereiche des ICOSTAT fachstatistisch ver-
antwortlich betreut werden können. In seiner Sitzung am
6./7. April 2000 in Dortmund hat der Statistische Ausschuss
der Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Städtetages vor-
geschlagen, folgende Kernbereiche in dieser Datenbank zu
führen:

- Finanzen, Steuern
- Bauen, Wohnen
- Wahlen
- Wirtschaft
- Kultur, Bildung
- Soziales, Gesundheit
- Umwelt, Verkehr
- Bevölkerung

Den Aufbau des ICOSTAT-Netzes übernehmen das Statisti-
sche Amt der Stadt Nürnberg und der KOSIS-Verbund. Das
Statistische Amt Nürnberg richtet auf seinem NT-Server für
den Deutschen Städtetag eine zentrale Datenbank ein, auf
die über die Homepage des DST zugegriffen werden kann.
Die KOSIS-Gemeinschaft DUVA stellt dem Deutschen Städ-
tetag ihr System zur Verfügung.

95

Kurzbeiträge Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 4/2000

Ernst-Joachim Richter*

ICOSTAT - vom Statistischen Jahrbuch zum Interkommunalen Data Warehouse



Das Anforderungsprofil für das ambitionierte Vorhaben
ICOSTAT, bei dem die technischen Möglichkeiten des Data
Warehouse mit der Internet-Technologie verbunden wer-
den sollen, hat der damalige Beigeordnete des Deutschen
Städtetages, Michael Schöneich, anlässlich des KOSIS-Tages
im Rahmen der Statistischen Woche am 07. Oktober 1999
in Hannover wie folgt beschrieben:

Die mit dieser Neuorganisation verfolgten Ziele beschrän-
ken sich aber nicht nur auf die leichtere Datensammlung
und Datennutzung. Ein besonderes Anliegen ist es auch,

- die Qualität und Zuverlässigkeit der Daten zu verbessern,
indem bereits die Datenbereitstellung konzeptionell und
technisch unterstützt wird,

- die Aktualität zu steigern, indem die ankommenden Da-
ten sofort in den zugänglichen Datenspeicher eingestellt
werden,

- die Sicherheit bei der Datenbereitstellung und Datennut-
zung zu erhöhen, indem Medienbrüche von der Daten-
gewinnung bis zur Auswertung Schritt für Schritt ausge-
schaltet werden,

- die Vergleichbarkeit und Aussagekraft der Daten zu för-
dern, indem die Metadaten von Anfang an fest mit den
Zahlenwerten verknüpft und in dieser Form auch an den
Nutzer und seine Auswertungssoftware übergeben wer-
den.

Bei konsequenter Umsetzung dieser Zielvorgaben hat sich
in wenigen Monaten aus der Neuausrichtung des bewähr-
ten Statistischen Jahrbuches Deutscher Gemeinden ein zen-
trales, zukunftsweisendes Projekt der Städtestatistik in
Deutschland entwickelt: der Aufbau, Betrieb und die Wei-
terentwicklung des Interkommunalen Data Warehouse -
ICOSTAT als gemeinsame Statistikdatenbank der Städte. 
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Seit mit dem Jahr 2000 wieder ein Zeitpunkt herangerückt
ist, für das die Vereinten Nationen weltweit einen Zensus
empfohlen haben, und das Statistische Amt der Europäi-
schen Union (EUROSTAT) im November 1997 Leitlinien  für
ein gemeinschaftliches Programm der Volks- und Woh-
nungszählungen 2001 verabschiedet hat, werden in
Deutschland unterschiedliche Positionen zum Ob und Wie
diskutiert. Die EU selbst lässt offen, welche Methode von
den einzelnen Mitgliedstaaten angewendet wird, um ihren
Datenbedarf zu decken. Ein Blick in die benachbarten 
EU-Staaten zeigt, dass die EU-Empfehlungen  auf metho-
disch unterschiedliche Art und Weise umgesetzt werden.
Eine Reihe von Mitgliedstaaten, darunter Frankreich und
Großbritannien, bereiten eine traditionelle Volkszählung
vor. Eine Gruppe weiterer EU-Staaten, darunter Dänemark,
Finnland und die Niederlande, werden den Zensus auf die
Auswertung von Verwaltungsregistern stützen (vgl. Groh-
mann, 1999, S.135). Einen Überblick über die Methoden-
wahl und den geplanten Durchführungszeitraum gibt
Übersicht 1.

Für die Bundesrepublik Deutschland konnte bislang nicht
entschieden werden, wie vorzugehen ist. So entstand ein
Dilemma. Einerseits wurde durch Kabinettsbeschluss ein
traditioneller Zensus ausgeschlossen (vgl. Wiegert, 1999, S.
241), andererseits konnte bislang ein zwischen Bundes-
und Landesstatistik und der Kommunalstatistik abge-
stimmtes Alternativmodell nicht erarbeitet werden (vgl.
Frank, 1998, S. 212). Für die statistischen Fachleute ist dies
nicht verwunderlich. Der Übergang von einer Volkszählung
herkömmlicher Art zu einem registergestützten, ggf. durch
Stichprobenerhebungen ergänzten Zensus stellt nämlich ei-
ne Herausforderung dar, die mit Risiken verbunden ist. Vor-
bereitende methodische Test- und Qualitätsuntersuchun-
gen sind dazu nötig. Diese wurden bislang nicht erarbeitet.
Deshalb sind viele Fragen zu den alternativen Erhebungs-
techniken noch unbeantwortet und bedürfen intensiver
Untersuchungen.  

Die Deutsche Statistische Gesellschaft hat deshalb auf der
Statistischen Woche 1998 in der Hansestadt Lübeck durch
Resolution (Wilrich, 1999, S. 224) einen speziellen Arbeits-
kreis eingerichtet, um sich in verstärktem Maße an den For-
schungen zu beteiligen. Wesentliche kommunale Vorstel-
lungen wurden in einem Gemeinsamen Papier vom Vor-
stand des Bayerischen Städtetags und des Städtetags Ba-
den-Württemberg entwickelt und in die Diskussion einge-
führt (vgl. Trutzel, 1999, S. 5 ff). Auch hat der Statistische
Ausschuss des Deutschen Städtetages eine �Arbeitsgrup-
pe Volkszählung� eingesetzt, um kommunale Positionen zu
akzentuieren.

In dieser Situation wurde entschieden, die EU-Empfehlung
für den aktuellen Gemeinschaftsweiten Zensus 2001 durch

Lieferung der erforderlichen Daten aus vorhandenen Ver-
waltungsunterlagen und statistischen Datenbeständen zu
erfüllen (vgl. Frank, 1999, S. 228). Die Möglichkeiten eines
künftigen Übergangs von einer primärstatistischen Voller-
hebung zu einem registergestützten Zensus soll durch Qua-
litäts- und Verfahrensuntersuchungen abgesichert werden,
deren Ergebnisse freilich nicht vorhergesehen werden kön-
nen. 

Die Leiter der Statistischen Ämter des Bundes und der Län-
der beschlossen auf der Konferenz vom 09./10. November
1999, dass der gemeinsame Weg zum künftigen Zensus
solche Testerhebungen auf gesetzlicher Grundlage erfor-
dert. Die aus der Durchführung des Testprogramms ge-
wonnenen Erkenntnisse sollen eine Grundlage schaffen,
um

- die �Statistiktauglichkeit� der Melderegister und anderer
Register (z. B. der Bundesanstalt für Arbeit) zu bewerten
und

- solche Verfahren zu beurteilen, die der Zusammenführung
von Registerdaten mit primärstatistisch gewonnenen Da-
ten dienen. 

Insoweit berücksichtigt das Testprogramm Elemente des
niederländischen Weges zu einem Paradigmenwechsel.
Die geplanten Tests sind ergebnisoffen, zumal in den Nie-
derlanden beim Umstieg auf einen Registerzensus  auf Vor-
aussetzungen aufgebaut werden konnte, die in Deutsch-
land derzeit  fehlen. Dies betrifft zum Beispiel die Führung
einer Personenkennziffer und  der  Sozialversicherungs-
nummer sowohl in den Registern als auch in den Unterla-
gen der amtlichen Statistik (vgl. Vliegen/van der Laan, 1999,
S. 257).

Zur inhaltlichen und organisatorischen Vorbereitung sol-
cher Tests und Qualitätsuntersuchungen, die auf gesetzli-
cher Grundlage durchzuführen sind, wurde eine spezielle
Projektorganisation geschaffen. Die Aufgaben wurden auf
sieben Projektgruppen (PG) verteilt. Folgende Aufgaben-
gebiete wurden den PG zugewiesen:

- PG 1: Mehrfachfallprüfungen (Datenlieferungen der Ge-
meinden, primärstatistische Feststellungen, Auswer-
tungsprogramme, Arbeits- und Zeitplan).

- PG 2: Datenlieferungen der Gemeinden/Karteileichen,
Fehlbestand (Stichprobenauswahl, Lieferung der Melde-
registerdaten,  maschinelle Prüfungen, Feststellung von
Karteileichen/Fehlbeständen, Arbeits- und Zeitplan).

- PG 3: Haushaltsbefragungen (Vorbereitung der Stichpro-
be Registertest, Durchführung der Stichprobe Register-
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test, Durchführung der Stichprobe Verfahrenstest, Ergeb-
niserstellung, Arbeits- und Zeitplan).

- PG 4: Gebäude- und Wohnungszählung (Datenempfang
aus PG 2: Adressen der Gebäude, Ermittlung der Gebäu-
deeigentümer, Durchführung der postalischen Gebäude-

und Wohnungszählung, Zusammenführungen und Aus-
wertungen, Datenlieferung an PG 5, Arbeits- und Zeit-
plan).

- PG 5: Haushaltegenerierung und Zusammenführung (Da-
tenempfang aus PG 2 bzw. 3 bzw. 4, Zusammenführung
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Melderegister und Gebäude- und Wohnungszählung auf
Wohnungsebene, statistische Qualitätskontrollen der
Melderegister, Auswertungsprogramme, Arbeits- und
Zeitplan).

- PG 6: Erwerbsstatistische Register und Zusammenführung
( Datenempfang aus PG 2: Adressen und Gebäude, Da-
tenerhebung bei der Bundesanstalt für Arbeit, Zusam-
menführungen, Auswertungsprogramme, Untersuchung
weiterer erwerbsstatistischen Register, Arbeits- und Zeit-
plan).

- PG 7: Evaluation der Ergebnisse ( Festlegung von Qua-
litätskriterien, Feststellung der Qualität für einzelne Erhe-
bungsteile in Abweichung von Ergebnissen der Haus-
haltsbefragung, Auswertungsvorgaben für Ergebnisse
anderer Projektgruppen, Arbeits- und Zeitplan).

In die Projektgruppen 1, 2, 4, 5 und 7 hat der Statistische
Ausschuss des Deutschen Städtetages kommunale Vertre-
ter entsandt.

Die von den Projektgruppen zu leistenden Arbeiten fügen
sich in den als Übersicht 2 abgebildeten Design-Entwurf der
Testerhebungen zum Zensus 200X.

Man erkennt, dass der Integrations- und Koordinations-
aufwand zur Vorbereitung und Durchführung dieser Test-
und Qualitätsuntersuchungen außerordentlich groß ist. In
vielen Bereichen wird Neuland betreten. Dies betrifft so-
wohl die wechselseitige Verknüpfung von persönlichen Da-
ten aus unterschiedlichen Registern, als auch deren Zu-
sammenführung mit Daten, die durch persönliche Befra-
gung gewonnen wurden. Da hierzu nicht - wie zum Bei-
spiel  in den Niederlanden -  auf eine Personenkennziffer
und die Sozialversicherungsnummer zurückgegriffen wer-
den kann, wird es notwendig sein, diesem Mangel abzu-
helfen, indem zunächst eine Ersatz-Personenkennziffer
kreiert wird. Erst bei Nutzung dieser Ersatz-Personenkenn-
ziffer dürften diese technischen Prozesse vollzogen werden
können. Ob die zu erzielende Präzision ausreicht, wird zu
prüfen sein, wenn Testergebnisse vorliegen.

Für die Kommunalstatistik werden insbesondere die Test-
ergebnisse und Qualitätsuntersuchungen mit Bezugnahme
auf die Melderegister von Bedeutung sein. Die Übermitt-
lung der Einzeldaten der Teststatistik an die abgeschotte-
ten kommunalen Statistikstellen ist bislang nicht vorgese-
hen. Auch nachhaltiger fachlicher kommunaler Einspruch
konnte bislang nicht zum Ziel führen. Dieser Mangel kann
nunmehr erst im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens
aufgegriffen und beseitigt  werden. Bliebe es bei der ge-
planten Vorgehensweise (keine Rückübermittlung an Städ-
te mit abgeschotteter Statistikstelle), würden zwar Berlin,
Hamburg und Bremen als Stadtstaaten mit Statistischen
Landesämtern die Testergebnisse zur Verfügung haben. Sie
könnten mithin die erforderlichen Schlussfolgerungen aus
den Testergebnissen bzgl. der Qualität ihrer Register direkt
und frühzeitig ziehen. Die Städte München, Köln, Frankfurt

a. M., Essen, Dortmund, Düsseldorf und Stuttgart, also je-
weils Städte mit einer höheren Einwohnerzahl und damit
auch breiteren statistischen Auswahlgrundlage für die Test-
erhebung als der kleinste von den Stadtstaaten würden
demgegenüber - nach dem heutigen Stand - zunächst leer
ausgehen.

Diese Situation ist unbefriedigend, denn die Großstädte
wären dann auf nachgehende, eigene Untersuchungen an-
gewiesen. Dafür gibt es derzeit keine spezifische Rechts-
grundlage. Insoweit wird sich an die Testphase der Bundes-
und Landesstatistik eine weitere, zeitlich nachgelagerte
Testphase der Kommunalstatistik anschließen müssen, da-
mit die operativen Grundlagen zur Registerbereinigung je-
weils für die eigene Stadt gefunden werden können. Da-
durch könnte der Zeitpunkt für die Durchführung eines
künftigen Zensus negativ beeinflusst werden.

Nach den vorliegenden Rahmenplänen sollen die Tests und
ein Abschlussbericht zu den Ergebnissen bis zum dritten
Quartal 2001 fertiggestellt sein und den parlamentarischen
Gremien vorgelegt werden. Der Termin ist allerdings
zunächst ein Orientierungsdatum. Ob er einzuhalten ist,
hängt auch davon ab, wann die parlamentarischen Bera-
tungen zum Abschluss kommen. Als Termin zur Durch-
führung der Testerhebung ist derzeit  (noch) der Monat
März 2001 vorgesehen. 

Der inzwischen erreichte Diskussionsstand macht es erfor-
derlich, Fragen danach zu stellen, wie es nach Vorliegen der
Testergebnisse und der Qualitätsuntersuchungen weiter-
gehen soll. Die Amtsleiter des Bundes und der Statistischen
Landesämter vertreten, mit Blick auf einen künftigen Zen-
sus, unter Anderem die Auffassung, dass

- die Durchführung  eines künftigen Zensus nur in enger
Kooperation mit den Gemeinden möglich ist, 

- die Rechtsverbindlichkeit amtlicher Einwohnerzahlen ge-
währleistet sein muss  und

- das Verfahren der amtlichen Bevölkerungsfortschreibung
nach einem künftigen Zensus zu überdenken und die not-
wendigen rechtlichen Anpassungen rechtzeitig eingelei-
tet werden müssen. 

Hier ergeben sich deutliche prozedurale Berührungspunk-
te mit Positionen der kommunalen Seite. Insoweit gilt es,
im Lichte der neuen Gegebenheiten  die  kommunalen  Er-
wartungen und Forderungen in ein System einzufügen, das
diesen gerecht wird. Deshalb hat der Statistische Ausschuss
des Deutschen Städtetages  auf seiner Sitzung in Dortmund
am 6./7. April 2000 die Arbeitsgruppe Volkszählung durch
Beschluss beauftragt, �...zur konstruktiven Begleitung der
Diskussion über Testerhebung, Paradigmenwechsel und
künftigen Zensus und im Wissen darum, dass ein erfolg-
reicher Zensus nur bei kommunaler Kooperation gelingen
kann, alsbald ein Thesenpapier zur kommunalen Strategie
in diesem Statistikbereich zu entwerfen und der Hauptge-
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schäftsstelle des Deutschen Städtetages zur weiteren Ver-
wendung zur Verfügung zu stellen.�

Während methodische und konzeptionelle Fragen im Hin-
blick auf die Methodenwahl eines künftigen Zensus aus
kommunaler Sicht noch präzisiert werden müssen, wurden
inhaltliche kommunale Positionen bereits bestimmt. Diese
betreffen die Forderung nach Zugang der abgeschotteten
Statistikstellen der Städte und Gemeinden zu den Daten
des Unternehmensregisters der amtlichen Statistik. Diese
Daten könnten quasi als ein Ersatz für die nach den bishe-
rigen Überlegungen bei einem  künftigen Zensus entfal-
lende Arbeitsstättenzählung betrachtet werden. Dieses For-
derung wurde bereits in der Vergangenheit  vorgetragen,
freilich bislang ohne Erfolg. Hinzu kommt das Bedürfnis,
den Aufbau kommunaler Gebäuderegister auf eine bun-
desgesetzliche Grundlage zu stellen.

In der 328. Sitzung am 4. April 2000 in Wismar hat das Prä-
sidium des Deutschen Städtetages hierzu folgenden Be-
schluss gefasst: �Das Präsidium des Deutschen Städtetages
bekräftigt erneut die Notwendigkeit, den Städten den Zu-
gang zu den Einzeldaten einer im Rahmen eines zukünfti-
gen Zensus durchzuführenden Gebäude- und Wohnungs-
erhebung - einschließlich der Merkmale Straße und Haus-
nummer - zu eröffnen. Dieser Zugang ist zum Zweck des
Aufbaus und der Fortführung kommunaler Gebäude- und
Wohnungsregister in der Verantwortung abgeschotteter
kommunaler Statistikstellen dringend erforderlich und eine
wesentliche Voraussetzung für ein - auch finanzielles - En-
gagement der Städte bei der Vorbereitung und Durch-
führung eines künftigen Zensus. Das Präsidium lehnt mit
Entschiedenheit Überlegungen zur Führung derartiger Re-
gister durch die Statistischen Ämter der Länder als Eingriff
in die kommunale Informationshoheit ab.�
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Welche Motive leitet die Wählerinnen und Wähler bei der
Stimmabgabe bei Gemeinderatswahlen? Sind es eher über-
regionale, bundes- und landesweite Einflüsse, die das Wahl-
verhalten bestimmen oder verhalten sich die Wähler bei Ge-
meinderatswahlen anders als bei Parlamentswahlen, exis-
tiert gar ein eigenständiges Kommunalwahlverhalten1? Die
kommunale Wahlforschung schwankt zwischen zwei La-
gern: Das eine Lager bejaht die Existenz eines spezifischen
Kommunalwahlverhaltens zumindest in den Ländern mit ei-
nem süddeutschen Wahlsystem wie Baden-Württemberg
(Löffler und Rogg 1991), das andere Lager reduziert das
Wahlverhalten bei kommunalen Wahlen auf den Einfluss
der politischen Großwetterlage (Kevenhörster 1983).

Betrachtet man die Gemeinderatswahlergebnisse in Baden-
Württemberg in Abhängigkeit von der Gemeindegröße (lei-
der ist diese Darstellung für 1999 noch nicht verfügbar),
dann wird man in jedem Fall zu der Erkenntnis gelangen,
dass es Unterschiede zwischen großen, mittleren und klei-
neren Städten und Landgemeinden im Wahlverhalten gibt.
Das aber deutet darauf hin: Ein universelles Erklärungsmo-
dell für das Wahlverhalten bei kommunalen Wahlen kann
es so nicht geben.

Was spricht für ein eigenständiges kommunales
Wahlverhalten?

Grundsätzlich sprechen für eine Eigenständigkeit des Wahl-
verhaltens auf der kommunalen Ebene die Unterschiede in

der Wahlbeteiligung und in den Stimmenanteilen der Par-
teien. Kommunalwahlen gelten als politische �Nebenwah-
len� mit einer niedrigeren Wahlbeteiligung. Niveauunter-
schiede zu den in den Augen der Wähler �wichtigeren�
Landtags- und insbesondere Bundestagswahlen in der
Größenordnung von 20 bis 30 Prozentpunkte (vgl. Tabel-
le 1) drücken dies aus. Die höhere Stimmenthaltung bei
Kommunalwahlen verteilt sich nicht gleichmäßig über alle
Alters-, Bildungs- und Sozialgruppen, vielmehr reagieren
insbesondere Wähler jüngeren und mittleren Alters (bis 40
Jahre) und Wähler mit niedrigeren sozioökonomischen Sta-
tus sehr viel selektiver auf die Wahlart (Schwarz, 1992, 
S. 32 und 36). 

Natürlich haben diese unterschiedlichen Mobilisierungsef-
fekte Auswirkungen auf die Wahlchancen der einzelnen
Parteien. Begünstigt sind bei Kommunalwahlen daher Par-
teien mit einem älteren und statushohen Wählerklientel.

Die Bewertung einer Wahl als politische �Nebenwahl� kann
obendrein die Wirkung haben, dass diese Wahl als Pro-
testwahl instrumentalisiert wird, um den etablierten Par-
teien und noch lieber, den Regierungsparteien einen Denk-
zettel zu verpassen. Zu erinnern ist hier beispielsweise an
die ersten Wahlerfolge der REP bei der Europawahl 1989
(9,2 %) oder der Gemeinderatswahl 1989 (9,5 %).

Ein wichtiger Unterschied zwischen den Kommunalwahlen
(in Baden-Württemberg) und anderen Wahlarten liegt im
Wahlsystem, konkret im Mehrstimmgebungssystem (so
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Wahlentscheidende Aspekte der Gemeinderatswahl 1999 in Stuttgart, Mannheim
und Baden-Württemberg
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viele Stimmen wie Mandate zu vergeben sind) und dabei
der Möglichkeit des Kumulierens und Panaschierens be-
gründet. Insbesondere jene Wähler, die ihren Stimmzettel
verändert abgeben (1999 in Stuttgart: 62, 5 %) und dabei
nicht nur die Möglichkeit einer persönlichkeitsorientierten
Stimmabgabe durch Kumulierung von Stimmen, sondern
auch die wahlvorschlagsübergreifende Vergabe von Stim-
men durch Panaschierung nutzen, können im Ergebnis ei-
ne Modifikation des Wahlergebnisses herbeiführen, die bei
einem Einzelstimmgebungs- oder einem Zweistimmen-
wahlsystem nicht möglich ist.

In Stuttgart wurden bei der letzten Gemeinderatswahl frei-
lich nur 12,5 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen
als Panaschierungen ausgeteilt (1994 und 1989: 11 %); das
zeigt, dass eine wahlvorschlagsübergreifende Wählerarti-
kulation in der Großstadt nur in begrenztem Umfang statt-
findet. In Tabelle 2 wird der Unterschied dargestellt, der
zwischen dem Stimmzettel- und dem eigentlichen Stim-
menergebnis besteht; mittels Differenzrechnung lassen sich
die Wirkungen auf das Abschneiden der Wahlvorschläge
quantifizieren. Demnach profitieren die kleineren Parteien,
GRÜNE, F.D.P./DVP und die Freien Wähler, zu Lasten der
beiden größeren Parteien CDU und SPD.

Die besonderen Stimmabgabemöglichkeiten des Kommu-
nalwahlsystems und ein traditionell anderes Politikver-
ständnis (Stichwort Entpolitisierung) auf der kommunalen
Politikebene verschaffen parteipolitisch unabhängigen

kommunalen Wählervereinigungen in Baden-Württemberg
eine starke Stellung. Wie Abbildung 1 allerdings erkennen
lässt, besteht eine starke Abhängigkeit zwischen der Ge-
meindegröße und dem Einfluss der Wählervereinigungen. 103
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Tabelle 2

Gegenüberstellung Stimmzettel- und Stimmen-
ergebnisse bei den Stimmenanteilen und der 
Sitzverteilung bei der Gemeinderatswahl 1999 
in Stuttgart
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In der Großstadt Stuttgart hatte das parteipolitisch unab-
hängige Element der Freien Wähler allenfalls Mitte der 50er
bis Mitte der 60er Jahre (1959 und 1965: 6 Sitze; 1962: 7
Sitze) eine größere quantitative Bedeutung. Dennoch be-
steht aufgrund der Kandidatur der �Rathauspartei� und
anderer Wählervereinigungen bei Gemeinderatswahlen ei-
ne andere Konkurrenzsituation für die etablierten Parteien
als bei Parlamentswahlen, und die bleibt auch in Stuttgart
nicht ohne Auswirkungen auf die kommunalpolitischen
Kräfteverhältnisse.

Welchen Einfluss haben die übergeordneten Politik-
ebenen auf den Wahlausgang?

Die direkteste Möglichkeit herauszufinden, von welchen
Bestimmungsfaktoren sich die Wähler bei ihrer Stimmab-
gabe leiten lassen, ist sie zu befragen. Das Meinungsfor-
schungsinstitut Infratest dimap2 führte im Auftrag des
Südwestrundfunks Stuttgart im Vorfeld der Kommunal-
wahlen in Baden-Württemberg eine Vorwahlbefragung3

und eine Wahltagsbefragung unter den wahlberechtigten
Einwohnern von Stuttgart, Mannheim und landesweit
durch. Sie bildeten die Datenbasis für eine Fernseh- und
Rundfunkberichterstattung, bei der, neben der Darstellung
der Hintergründe der Wahlentscheidungen, erstmals auch
eine Wahlprognose bei einer baden-württembergischen
Kommunalwahl durchgeführt wurde.

Welchen Einfluss ist der Bundespolitik und der Landespoli-
tik bei der Wahlentscheidung zuzurechnen? Auf die Frage
�Was spielt für Ihre Wahlentscheidung bei der Gemeinde-
ratswahl die größte Rolle?� antworteten in Stuttgart4 40
Prozent der Befragten die Bundespolitik, 17 Prozent die
Landespolitik und 43 Prozent die Kommunalpolitik. In
Mannheim war der bundes-, insbesondere aber der lan-
despolitische Einfluss auf den Wahlausgang geringer, der
kommunalpolitische Einfluss lag bei 55 Prozent. Im gesam-
ten Land maßen zwei Drittel der Wahlberechtigten der
Kommunalpolitik vor Ort die größte Bedeutung zu. Mit stei-
gender Stadtgröße nimmt also der Einfluss der höheren Po-
litikebene signifikant zu (vgl. Abbildung 2).

Die Bedeutung der Bundespolitik spielte für die CDU-
Wähler (47 %) die größte und für die Wähler der Freien
Wähler (20 %) die kleinste Rolle. Auch die Bedeutung der
Landespolitik war für CDU-Wähler (21 %) sehr hoch. An-
gesichts der positiven Beurteilung der Landespolitik (60 %
der Befragten im Land, zeigten sich mit der Arbeit der Lan-
desregierung sehr/ziemlich zufrieden) und dem Stim-
mungstief, in dem sich die rot-grüne Regierungskoalition
in Berlin zum Zeitpunkt der Wahl befand, lässt sich denn
auch das gute Abschneiden der CDU (in Stuttgart: + 6,8
%-Pkte = + 5 Sitze; Baden-Württemberg: + 3,9 %-Pkte)
entscheidend erklären. Die höchste Bedeutung hatte die
Landespolitik für die REP-Anhänger (30 %) bei ihrer Wahl-
entscheidung (die REP sind seit 1989 im baden-württem-
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bergischen Landtag vertreten). Von kommunalpolitischen
Themen ließen sich mehrheitlich nur die Wähler der Freien

Wähler (74 %) und der GRÜNEN (58 %) in ihrer Wahlent-
scheidung beeinflussen (vgl. Abbildung 2).
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In der Differenzierung nach einzelnen Politikfeldern (vgl. Ta-
belle 3) wird deutlich, dass insbesondere für die CDU- und
die F.D.P./DVP-Wähler die Wirtschaftspolitik (als bundespo-
litisches Thema) ein ganz wesentlicher Aspekt der Wahl-
entscheidung war. Für SPD-Wähler spielte die Arbeits-

marktpolitik auch eine relativ große Rolle, während die
GRÜNEN-Wähler die Verkehrspolitik als Thema Nr. 1 hat-
ten. Für die Wähler der REP waren die Ausländerpolitik und
die Öffentliche Sicherheit und Ordnung die dominanten Po-
litikbereiche.
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Folgerungen

Die Ergebnisse der Infratest dimap-Wählerbefragung zei-
gen, wie bereits die Studie des Politikinstituts zur Gemein-
deratswahl 1994, sehr deutlich, dass mit steigender Ge-
meindegröße die Landespolitik und insbesondere die Bun-
despolitik für die Wahlentscheidungen von Relevanz sind.
60 Prozent der Wähler ließen sich 1999 in Stuttgart von
bundes- oder landespolitischen Themen bei ihrer Wahlent-
scheidung bestimmen. In kleineren Städten und Gemein-
den hingegen werden Kommunalwahlstimmen weit über-
wiegend, aber nicht ausschließlich, nach Gesichtspunkten
der Kommunalpolitik vor Ort vergeben. 

Kommunalwahlen in Baden-Württemberg sind Wahlen mit
einem eigenständigen Charakter, daran lassen diese Befra-
gungsergebnisse nicht zweifeln. Freilich gilt dies für die
größte Stadt im Land nur mit deutlicher Einschränkung. Es

fehlen hier die Voraussetzungen für ein ausschließlich per-
sönlichkeitsorientiertes, parteiübergreifendes Wahlverhal-
ten. Unüberschaubarere Strukturen einer Großstadt, eine
hohe Bevölkerungsfluktuation (rein rechnerisch wird die Be-
völkerung Stuttgarts alle 13 Jahr ausgetauscht) bewirken
nicht nur eine niedrigere Wahlbeteiligung, sondern führen
auch zu einem Wahlverhalten, das sich entlang der partei-
politischen Bindungen und Neigungen der Wähler bewegt
und das in erheblichem Maße in die bundes- und landes-
politsche Großwetterlage eingebunden ist. Die besondere
Persönlichkeits- bzw. Kandidatenorientierung des baden-
württembergischen  Wahlrechts konzentriert sich im We-
sentlichen auf die Beurteilung der Kandidaten der �eige-
nen Partei�, wobei auch hier wohl in einer Großstadt we-
niger persönliche Kandidatenkenntnis als vielmehr die An-
gaben auf dem Stimmzettel für die Stimmabgabe ent-
scheidend sind.
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1 In den Landkreisen zählen dazu neben den Gemeinderatswahlen auch die Wahl der Ortschaftsräte und der Kreisräte; dennoch werden die Begriffe
Kommunalwahlen und Gemeinderatswahlen häufig synonym verwandt.

2 Für die Überlassung der Umfragedaten ist Herrn Jürgen Hofrichter zu danken.

3 Telefoninterviews mit 1000 nach einer Zufallswahl ausgesuchten Befragten vom 13. bis 18.Oktober 1999; Fehlertoleranz 1,4 (bei einem Anteilswert
von 5 %) bis 3,1 Prozentpunkte (bei einem Anteilswert von 50 %).

4 Eine Studie des Instituts für Politikwissenschaft der Universität Stuttgart unter Leitung von Prof. Dr. Oscar W. Gabriel kam am Beispiel der Gemein-
deratswahl 1994 in Stuttgart zu einem ähnlichen Ergebnis (Gabriel, 1997, S. 162). Danach waren folgende Bestimmungsfaktoren für das Kommu-
nalwahlverhalten verantwortlich: Parteiprogramm 59 %, einzelne Themen 56 %, Kandidaten 46 %, Bundespolitik 36 %, Tradition 34 %, Wahl-
kampf 15 %.
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